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Fragebogen 

"Überprüfung der EU-Abfallvorschriften"

Konsultation der Expertengruppe Subsidiarität des Ausschusses der Regionen innerhalb des Netzes für Subsidiaritätskontrolle (SMN) 

Im Arbeitsprogramm 2013 der Europäischen Kommission
 ist eine Überprüfung der EU-Abfallpolitik und der entsprechenden Vorschriften vorgesehen. Deren Ergebnisse sollen 2014 vorgestellt werden und beinhalten eine Durchsicht der wichtigsten Zielsetzungen der EU-Abfallvorschriften nach Maßgabe der Überprüfungsbestimmungen der Abfallrahmenrichtlinie
, der Deponierichtlinie
 und der Richtli​nie über Verpackungen und Verpackungsabfälle
. Zudem hat sich die Kommission in ihrem "Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa"
 verpflichtet, "die bestehenden Ziele auf den Gebieten Vermei​dung, Wiederverwendung, Recycling, Verwertung und Abkehr von Deponien [zu] überprüfen, um zu einer auf Wiederverwendung basierenden Wirtschaft überzugehen, in der das Restabfallaufkommen nahe Null liegt (im Jahr 2014)"
. 

Da das Dossier teil des Arbeitsprogramms Subsidiarität 2013 des Ausschusses der Regionen (AdR) ist, wird die Expertengruppe Subsidiarität ersucht, eine aussagekräftige Subsidiaritätsanalyse vorzulegen, die die Möglichkeiten untersucht, jetzige Ziele in der EU-Abfallpolitik höher zu stecken und neue Ziele festzusetzen. Die Beteiligung an dieser Konsultation steht auch Mitgliedern des SMN offen. 

Die Ergebnisse der Konsultation sind bei der Vorbereitung der Prospektivstellungnahme des AdR zur Überprüfung der wichtigsten Zielsetzungen der EU-Abfallpolitik (Berichterstatter: Michel Lebrun, BE/EVP) zu berücksichtigen, die auf der Plenartagung im Juli angenommen und der Europäischen Kommission übermittelt werden soll. Zu Beginn der Überprüfung führt letztere momentan eine Art Vorstudie mit Befragung von Interessenträgern durch. In der zweiten Überprüfungsphase (Juni bis Oktober 2013) werden sich die Arbeiten auf eine tiefergehende Analyse sowie eine Wirkungsabschät​zung der vorgeschlagenen Lösungen konzentrieren. Bis Ende 2014 sollen Legislativvorschläge zum Thema vorliegen. 

Bitte ausfüllen und bis spätestens 3. Mai 2013 per E-Mail zurückschicken an: subsidiarity@cor.europa.eu 

	Name der Behörde:
	     

	Ansprechpartner/in:
	     

	Kontaktdaten (Telefon, E-Mail):
	     


Bitte beantworten Sie folgende Fragen:

	UMSETZUNG DER EU-ABFALLVORSCHRIFTEN DURCH LOKALE UND REGIONALE GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN

	1. Wie werden die EU-Abfallvorschriften in ihrem Land umgesetzt? Ist Ihre lokale/regionale Gebiets​körperschaft einbezogen in:

a) die Umsetzung der EU-Abfallvorschriften in nationales Recht? 

b) die Anwendung bereits umgesetzter EU-Abfallvorschriften (z.B. Erteilung von Genehmi​gungen, Ausarbeitung von Programmen zur Abfallvermeidung und/oder Abfallentsor​gungsplänen; Aufbau und Verwaltung eines Infrastrukturnetzes zur Abfallentsorgung)? 

c) die Durchsetzung von EU-Recht (z.B. Überwachung, Kontrolle)?

	a) Ja/Nein

b) Ja/Nein

c) Ja/Nein


	SUBSIDIARITÄT


	Erhöhung der Zielvorgaben der Abfallrahmenrichtlinie 

Laut Art. 11 Abs. 4 der Abfallrahmenrichtlinie soll die Kommission die in Art. 11 Abs. 2 aufgeführten Maßnahmen und Zielsetzungen
 – bezüglich Haushalts- und ähnlicher Abfälle sowie nicht gefährli​cher Bau- und Abbruchabfälle – überprüfen, "um nötigenfalls die Zielvorgaben zu erhöhen". 

2a. Halten Sie eine Erhöhung dieser EU-Zielvorgaben für notwendig?

	Ja/Nein



	2b. Falls ja, begründen Sie bitte warum und geben Sie an, inwiefern sich hier durch ein Handeln der EU ein Mehrwert ergeben könnte. 

(max. 350 Wörter)



	2c.Falls nein, begründen Sie bitte, warum ein Handeln der EU hier nicht notwendig ist. 

(max. 350 Wörter)




	Erhöhung der Zielvorgaben der Richtlinie über Verpackungen und Verpackungsabfälle 

Laut Art. 6 Abs. 5 der Richtlinie über Verpackungen und Verpackungsabfälle soll die Kommission die Zielvorgaben für die Verwertung und stoffliche Verwertung von Verpackungen
 alle fünf Jahre über​prüfen (zum nächsten Mal 2014), wobei sie sich auf die in den Mitgliedstaaten gesammelten prakti​schen Erfahrungen stützen soll. 

3a. Halten Sie eine Erhöhung dieser EU-Zielvorgaben für notwendig?

	Ja/Nein



	3b. Falls ja, begründen Sie bitte warum und geben Sie an, inwiefern sich hier durch ein Handeln der EU ein Mehrwert ergeben könnte.  

(max. 350 Wörter)



	3c. Falls nein, begründen Sie bitte, warum ein Handeln der EU hier nicht notwendig ist.

(max. 350 Wörter)




	EU Abfallvermeidungsziele

Art. 9 der Abfallrahmenrichtlinie gibt der Kommission das Recht, Vorschläge für die zur Unterstüt​zung der Tätigkeiten im Bereich der Abfallvermeidung und der Durchführung der Abfallvermeidungs​programme erforderlichen Maßnahmen zu machen.

Dies beinhaltet auch die "Festlegung von bis 2020 zu erreichenden Zielvorgaben für Abfallvermei​dung und Entkopplung vom Wirtschaftswachstum auf der Grundlage bewährter verfügbarer Verfah​ren, falls notwendig, einschließlich einer Überprüfung der in Artikel 29 Absatz 4 genannten Indikato​ren" bis 2014.

4a. Halten Sie die Einführung von EU Abfallvermeidungszielen und die Überprüfung der damit ver​bundenen Indikatoren für notwendig? 

	Ja/Nein



	4b. Falls ja, begründen Sie bitte warum und geben Sie an, inwiefern sich hier durch ein Handeln der EU ein Mehrwert ergeben könnte.

(max. 350 Wörter)



	4c. Falls nein, begründen Sie bitte, warum ein Handeln der EU hier nicht notwendig ist.

(max. 350 Wörter)




	Neue EU-Recycling-Ziele

Laut Art. 11 Abs. 4 der Abfallrahmenrichtlinie soll die Kommission " die Festlegung von Zielvorga​ben für weitere Abfallströme in Betracht ziehen." Dieses Mandat wurde während des Gesetzgebungs​verfahrens vom Parlament eingebracht und bezog sich ursprünglich auf Industrie- und Gewerbeab​fälle. In der endgültigen Fassung der Richtlinie (und somit auch im derzeitigen Mandat) gibt es jedoch keine Beschränkung der in Frage kommenden Abfallströme. 

5a. Halten Sie neue EU-Recycling-Ziele in folgenden Bereichen für notwendig? 

aa) Industrie- und Gewerbeabfälle

bb) andere Abfallströme

	Ja/Nein



	5b. Falls ja, begründen Sie bitte warum und geben Sie an, inwiefern sich hier durch ein Handeln der EU ein Mehrwert ergeben könnte.

(max. 350 Wörter)



	5c. Falls nein, begründen Sie bitte, warum ein Handeln der EU hier nicht notwendig ist.

(max. 350 Wörter)




	EU-Mindestanforderungen an die Bewirtschaftung von Bioabfällen

Laut Art. 22 der Abfallrahmenrichtlinie
 soll die Kommission "eine Bewertung der Bewirtschaftung von Bioabfällen [durchführen], bei der[…] zu prüfen [ist], ob Mindestanforderungen für die Bewirt​schaftung von Bioabfällen und Qualitätskriterien für Kompost und Gärrückstände aus Bioabfällen festgelegt werden sollten, um ein hohes Niveau des Schutzes der menschlichen Gesundheit und der Umwelt sicherzustellen." 

6a. Halten sie die Festlegung solcher EU-Mindestanforderungen für notwendig?


	Ja/Nein



	6b. Falls ja, begründen Sie bitte warum und geben Sie an, inwiefern sich hier durch ein Handeln der EU ein Mehrwert ergeben könnte.

(max. 350 Wörter)



	6c. Falls nein, begründen Sie bitte, warum ein Handeln der EU hier nicht notwendig ist.

(max. 350 Wörter)




	Erhöhung bestehender/Festlegung neuer Zielvorgaben für die Deponielagerung oder Deponie​verbote 

Laut Art. 5 Abs. 2 der Deponierichtlinie
 obliegt es dem Rat, die in Buchstabe c) aufgeführten Ziel​vorgaben bei biologisch abbaubaren Siedlungsabfällen im Jahr 2014 zu überprüfen, und zwar "auf der Grundlage eines Berichts der Kommission über die praktischen Erfahrungen der Mitgliedstaaten […] mit dem gegebenenfalls ein Vorschlag zur Bestätigung oder Änderung der Zielvorgabe vorgelegt wird, um ein hohes Maß an Umweltschutz zu gewährleisten."

Des Weiteren wird im "Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa" der Kommission als Ziel angestrebt, dass es Deponielagerung bis 2020 "praktisch nicht mehr geben" soll. Dies könnte bedeu​ten, dass neue Zielvorgaben im Bereich Deponielagerung festgelegt und/oder Deponieverbote für bestimmte Abfallströme eingeführt werden (z.B. für recyclingfähige Abfallstoffe, Abfallstoffe mit Heiz​wert oder Plastikabfälle).

7a. Halten Sie es für notwendig, 

aa) die bestehende EU-Zielvorgabe zu erhöhen

bb) neue EU-Zielvorgaben zu definieren 

und/oder 

cc) Deponieverbote einzuführen?

	Ja/Nein



	7b. Falls ja, begründen Sie bitte warum und geben Sie an, inwiefern sich hier durch ein Handeln der EU ein Mehrwert ergeben könnte.

(max. 400 Wörter)


	7c. Falls nein, begründen Sie bitte, warum ein Handeln der EU hier nicht notwendig ist.

(max. 350 Wörter)




	Weitere Angaben

8. Möchten Sie weitere Angaben zur Subsidiarität im Zusammenhang mit EU-Abfallvorschriften machen? 



	Kommentar (max. 350 Wörter)




_____________

Datenschutzerklärung: Die Bearbeitung der Antworten erfordert die Verarbeitung personenbezoge​ner Daten (Name, Anschrift usw.) in einer Datei. Alle Antworten auf die Fragen sind freiwillig. Die Antworten werden für einen Zeitraum von fünf Jahren nach Erhalt des Fragebogens gespeichert. Bei weiteren Fragen und zur Wahrnehmung Ihrer Rechte nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 (z.B. Verlangen auf Auskunft über Ihre Daten oder deren Berichtigung oder Löschung) wenden Sie sich bitte unter subsidiarity@cor.europa.eu an den für die Datenverarbeitung verantwortlichen Leiter des Referats E2. Bei Bedarf können Sie auch Kontakt zum Datenschutzbeauftragten des AdR aufneh​men (data.protection@cor.europa.eu).Sie können sich zudem jederzeit an den Europäischen Daten​schutzbeauftragen (www.edps.europa.eu) wenden.

Bitte beachten Sie, dass der Fragebogen einschließlich Ihrer Antworten und Kontaktinformationen online veröffentlicht wird. Zu Informationszwecken kann der von Ihnen ausgefüllte Fragebogen auch dem AdR-Berichterstatter oder anderen EU-Institutionen übersandt werden. Bitte teilen Sie uns mit, wenn Sie nicht möchten, dass Ihr Fragebogen zu diesem Zweck zur Verfügung gestellt wird.

_____________

DE








� 	COM(2012) 629 final, Vol. 2/2.


� 	Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien, Art. 11 Abs. 4.


� 	Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien, Art. 5 Abs. 2 Buchst. c.


� 	Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle, Art. 6 Abs. 5. 


� 	COM(2011) 571. 


� 	Diesbezügliche Stellungnahme des AdR vom Oktober 2011: "Ressourcenschonendes Europa – eine Leitinitiative innerhalb der Strategie Europa 2020 ", CdR 140/2011 fin.


� 	Auszug aus der Bewertungstabelle zur Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit (� HYPERLINK "http://corportal/subsidiarity/Pages/Subsidiarityandproportionalityanalysiskit.aspx" ��http://corportal/subsidiarity/Pages/Subsidiarityandproportionalityanalysiskit.aspx�), in der die im Rahmen der Subsidiaritäts�analyse zu prüfenden relevanten Aspekte aufgeführt sind: �SUBSIDIARITÄTSPRINZIP - "Muss die EU tätig werden?"�[...] die Union [wird] in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind (Art. 5 EUV).�Die EU wird nur tätig, wenn ihre Tätigkeit als notwendig erachtet und ein klarer Nutzen erwartet wird. Die folgenden Fragen ermöglichen die Einschätzung, ob diese kumulativen Bedingungen beide erfüllt sind. 


	2.1 Ist die in Betracht gezogene Maßnahme notwendig,


•	weil der betreffende Punkt transnationale Aspekte aufweist, die von den Mitgliedstaaten und/oder den lokalen und regiona�len Gebietskörperschaften alleine nicht angemessen geregelt werden können?


	und/oder


•	weil alleinige Maßnahmen der Mitgliedstaaten oder das Fehlen von Maßnahmen auf EU-Ebene gegen Anforderungen der Verträge verstoßen oder auf sonstige Weise die Interessen der anderen Mitgliedstaaten erheblich beeinträchtigen könnten?


	und/oder


•	weil bestehende EU-Maßnahmen und/oder gezielte Unterstützung in diesem Rahmen für die Erreichung der gesetzten Ziele nicht ausreichen?


	2.2 Würde die in Betracht gezogene Maßnahme aufgrund ihres Umfangs und/oder ihrer Wirksamkeit einen deutlichen Nutzen im Vergleich zu einem Handeln auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene erbringen (Größenvorteil, Rechtssicherheit, Ein�heitlichkeit des rechtlichen Ansatzes usw.)?


� 	a) bis 2020 wird die Vorbereitung zur Wiederverwendung und das Recycling von Abfallmaterialien wie — zumindest — Papier, Metall, Kunststoff und Glas aus Haushalten und gegebenenfalls aus anderen Quellen, soweit die betreffenden Abfallströme Haushaltsabfällen ähnlich sind, auf mindestens 50 Gewichtsprozent insgesamt erhöht;


	b) bis 2020 wird die Vorbereitung zur Wiederverwendung, des Recyclings und die sonstige stoffliche Verwertung (einschließlich der Verfüllung, bei der Abfälle als Ersatz für andere Materialien genutzt werden) von nicht gefährlichen Bau- und Abbruchabfäl�len — mit Ausnahme von in der Natur vorkommenden Materialien, die in Kategorie 17 05 04 des Europäischen Abfallkatalogs definiert sind — auf mindestens 70 Gewichtsprozent erhöht.


� 	Art. 6 Abs. 1: Zur Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie ergreifen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen mit folgenden, sich auf ihr gesamtes Hoheitsgebiet beziehenden Zielvorgaben:�(a) Spätestens bis 30. Juni 2001 werden zwischen mindestens 50 und höchstens 65 Gewichtsprozent der Verpackungsabfälle ver�wertet oder in Abfallverbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung verbrannt;�b) spätestens bis 31. Dezember 2008 werden mindestens 60 Gewichtsprozent der Verpackungsabfälle verwertet oder in Abfall�verbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung verbrannt;�c) spätestens bis 30. Juni 2001 werden zwischen mindestens 25 und höchstens 45 Gewichtsprozent des gesamten Verpackungs�materials, das in Verpackungsabfällen enthalten ist, und mindestens 15 Gewichtsprozent jedes einzelnen Verpackungsmaterials stofflich verwertet;�d) spätestens bis 31. Dezember 2008 werden zwischen mindestens 55 und höchstens 80 Gewichtsprozent der Verpackungsabfälle stofflich verwertet;�e) spätestens bis 31. Dezember 2008 werden die folgenden Mindestzielvorgaben für die stoffliche Verwertung der Materialien, die in Verpackungsabfällen enthalten sind, erreicht:


	i) 60 Gewichtsprozent für Glas,�ii) 60 Gewichtsprozent für Papier und Karton,�iii) 50 Gewichtsprozent für Metalle,�iv) 22,5 Gewichtsprozent für Kunststoffe, wobei nur Material berücksichtigt wird, das durch stoffliche Verwertung wieder zu Kunststoff wird,�v) 15 Gewichtsprozent für Holz.


� 	Artikel 22: Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen im Einklang mit den Artikeln 4 und 13, um Folgendes zu fördern:�a) die getrennte Sammlung von Bioabfällen zu dem Zweck, sie zu kompostieren und vergären zu lassen,�b) die Behandlung von Bioabfällen auf eine Art und Weise, die ein hohes Maß an Umweltschutz gewährleistet, sowie�c) die Verwendung von umweltverträglichen Materialien aus Bioabfällen. �Die Kommission führt eine Bewertung der Bewirtschaftung von Bioabfällen durch, damit sie erforderlichenfalls einen Vorschlag unterbreiten kann. Bei der Bewertung ist zu prüfen, ob Mindestanforderungen für die Bewirtschaftung von Bioabfällen und Qualitätskriterien für Kompost und Gärrückstände aus Bioabfällen festgelegt werden sollten, um ein hohes Niveau des Schutzes der menschlichen Gesundheit und der Umwelt sicherzustellen.


� 	Siehe hierzu eine von der Europäischen Kommission in Auftrag gegebene Studie: "Assessment of feasibility of setting bio-waste recycling targets in EU, including subsidiarity aspects":��HYPERLINK "http://ec.europa.eu/environment/waste/compost/pdf/Biowaste_recycling_targets_final_final.pdf"��http://ec.europa.eu/environment/waste/compost/pdf/Biowaste_recycling_targets_final_final.pdf�. 


� 	Art. 5 Abs. 1: Die Mitgliedstaaten legen spätestens zwei Jahre nach dem in Artikel 18 Absatz 1 genannten Zeitpunkt ihre Strate�gie zur Verringerung der zur Deponierung bestimmten, biologisch abbaubaren Abfälle fest […] Diese Strategie sollte Maßnah�men zur Erreichung der in Absatz 2 genannten Ziele insbesondere durch Recycling, Kompostierung, Biogaserzeugung oder die Verwertung von Material/Rückgewinnung von Energie umfassen. […] �(2) Diese Strategie gewährleistet folgendes:�[…] �c) spätestens 15 Jahre nach dem in Artikel 18 Absatz 1 genannten Zeitpunkt muss die zu deponierende Menge biologisch abbau�barer Siedlungsabfälle auf 35 (Gewichts-)Prozent der Gesamtmenge der biologisch abbaubaren Siedlungsabfälle verringert wer�den, die 1995 oder im letzten Jahr vor 1995, für das einheitliche Eurostat-Daten vorliegen, erzeugt wurde.�Das vorstehend genannte Ziel wird vom Rat zwei Jahre vor dem in Buchstabe c) genannten Zeitpunkt auf der Grundlage eines Berichts der Kommission über die praktischen Erfahrungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Erfüllung der unter den Buchsta�ben a) und b) festgelegten Ziele überprüft, mit dem gegebenenfalls ein Vorschlag zur Bestätigung oder Änderung der Zielvor�gabe vorgelegt wird, um ein hohes Maß an Umweltschutz zu gewährleisten.
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